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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 2 U 11/13 B 
 
L 12 U 823/08 (Thüringer LSG) 
S 14 U 1769/04 (SG Meiningen) 
 
 
 
…………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse, 
Gustav-Heinemann-Ufer 130, 50968 Köln, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. März 2013 durch den 

Richter Prof. Dr.  S p e l l b r i n k  als Vorsitzenden sowie die  

Richterin H ü t t m a n n - S t o l l  und den Richter M u t s c h l e r   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Thüringer Landessozialgerichts vom 21. November 2012 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Die Klägerin hat die geltend gemachten Zulassungsgründe der 

grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) und der Divergenz 

(§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) sowie des Verfahrensmangels, auf dem die angefochtene 

Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), nicht in der gebotenen Weise dargelegt 

bzw bezeichnet (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Es wird schon nicht deutlich, welche Rechtsfrage 

grundsätzlicher Bedeutung die Klägerin zur Entscheidung des Senats stellen will. Sie arbeitet 

auch keine abstrakt-generellen Rechtssätze aus der angefochtenen Entscheidung heraus, die 

von der Entscheidung einer höchstrichterlichen Rechtsprechung abweichen. Eine bloße 

Nichtbeachtung der höchstrichterlichen Rechtsprechung könnte den Zulassungsgrund der Di-

vergenz nicht begründen. Die Rüge des Verfahrensmangels, hier Verletzung der Amtsermitt-

lungspflicht, setzt voraus, dass ein Beweisantrag bezeichnet wird, dem das LSG ohne hinrei-

chende Begründung nicht gefolgt ist. Auch hieran fehlt es. Die Beschwerde ist daher ohne Hin-

zuziehung ehrenamtlicher Richter durch Beschluss zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm 

§ 169 SGG). Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab, da diese nicht geeignet ist, zur 

Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG; 

vgl auch BVerfG vom 8.12.2010 - 1 BvR 1382/10 - NJW 2011, 1497). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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